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AUSGEWÄHLTE RECHTLICHE NORMEN ZUR ERTEILUNG DER MISSIO CANONICA 
 

 
I. Staatliche Normen 

 
 

1. Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 

 
Art. 7 Abs. 3: Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der 
bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrech-
tes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsge-
meinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsun-
terricht zu erteilen. 
 
 
 

2. Verfassung für Rheinland-Pfalz 
vom 18. Mai 1947 

 
Art. 34: Der Religionsunterricht ist an allen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
Privatschulen ordentliches Lehrfach. Er wird erteilt im Auftrag und in Übereinstimmung mit 
den Lehren und Satzungen der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft. Lehrplan 
und Lehrbücher für den Religionsunterricht sind im Einvernehmen mit der betreffenden 
Kirche oder Religionsgemeinschaft zu bestimmen. Kein Lehrer kann gezwungen oder daran 
gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. Zur Erteilung des Religionsunterrichtes 
bedürfen die Lehrer der Bevollmächtigung durch die Kirchen oder Religionsgemeinschaften. 
Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, im Benehmen mit der staatli-
chen Aufsichtsbehörde den Religionsunterricht zu beaufsichtigen und Einsicht in seine Ertei-
lung zu nehmen. 
 
 
 

3. Verfassung des Landes Hessen 
vom 1. Dezember 1946   

 
Art. 57  Abs. 1: Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach. Der Lehrer ist im 
Religionsunterricht unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts an die Lehren und 
Ordnungen seiner Kirche oder Religionsgemeinschaft gebunden. 
 
 
  

 

4. Schulgesetz des Landes Rheinland-Pfalz 
vom 30. März 2004 

(GVBl 2004, S. 239) 
 

§ 25 Abs. 5: Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen, bedürfen der Bevollmächtigung 
durch die Kirchen oder Religionsgemeinschaften; Geistliche sowie Katechetinnen und Ka-
techeten bedürfen des staatlichen Unterrichtsauftrags. Die Einzelheiten werden durch Ver-
einbarungen zwischen dem fachlich zuständigen Ministerium und den Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften geregelt. 
 

 
5. Erlass des Hessischen Kultusministeriums 

zum Religionsunterricht 
vom 15. April 2020 

(ABl HKM 2020, S. 127) 
Abschnitt III: 
1. Religionsunterricht kann – unbeschadet der Nr. 6 – erteilt werden von 
 

a) Lehrerinnen und Lehrern, die durch die Ablegung einer staatlichen Prüfung die Be-
fähigung zum Unterricht in diesem Fach nachgewiesen haben und eine Bevoll-
mächtigung der Kirche oder Religionsgemeinschaft besitzen; 

b) Geistlichen und diesen entsprechenden Amtsträgerinnen und Amtsträgern von Kir-
chen und Religionsgemeinschaften, soweit die Voraussetzungen nach § 62 Abs. 2 
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes eingehalten werden; 

c) Personen, denen die jeweilige Kirche oder Religionsgemeinschaft die Bevollmäch-
tigung zur Erteilung von Religionsunterricht zuerkannt hat und denen eine staatli-
che Unterrichtserlaubnis erteilt wurde, in den Schulstufen und Schulformen, auf die 
sich die Bevollmächtigung der Kirche oder Religionsgemeinschaft und die staatli-
che Unterrichtserlaubnis erstrecken. 

2. Wird eine Bevollmächtigung von der Kirche oder Religionsgemeinschaft widerrufen, 
endet die Berechtigung, Religionsunterricht zu erteilen. Die Lehrerin oder der Lehrer hat von 
einem Widerruf der Bevollmächtigung unverzüglich die Schulleitung zu unterrichten. Über 
die Erteilung und den Widerruf von Bevollmächtigungen sowie über Bevollmächtigungen 
von Lehrerinnen und Lehrern, denen außerhessische Kirchen, Diözesen oder Religionsge-
meinschaften eine Bevollmächtigung erteilt haben, informieren sich die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften und die untere Schulaufsichtsbehörde gegenseitig und veranlassen das 
Erforderliche. 
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II. KIRCHLICHE NORMEN 
 
 

1. Codex Iuris Canonici 1983 

Canon 804 — § 1. Der kirchlichen Autorität unterstehen der katholische Religionsunterricht 
und die katholische religiöse Erziehung, die in den Schulen jeglicher Art vermittelt oder in 
den verschiedenen sozialen Kommunikationsmitteln geleistet werden; Aufgabe der Bischofs-
konferenz ist es, für dieses Tätigkeitsfeld allgemeine Normen zu erlassen, und Aufgabe des 
Diözesanbischofs ist es, diesen Bereich zu regeln und zu überwachen. 

§ 2. Der Ortsordinarius hat darum bemüht zu sein, daß sich diejenigen, die zu Religionsleh-
rern in den Schulen, auch den nichtkatholischen, bestellt werden sollen, durch Rechtgläubig-
keit, durch das Zeugnis christlichen Lebens und durch pädagogisches Geschick auszeichnen. 

Canon 805 — Der Ortsordinarius hat für seine Diözese das Recht, die Religionslehrer zu 
ernennen bzw. zu approbieren und sie, wenn es aus religiösen oder sittlichen Gründen erfor-
derlich ist, abzuberufen bzw. ihre Abberufung zu fordern. 

 

 

2. Ordnung für die Erteilung der Missio canonica 
und der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung 

an Lehrkräfte für den katholischen Religionsunterricht 
in der Diözese Mainz 

vom 11. Mai 2023 
(KABl Mainz 165 [2023] S. 120-124) 

 
Präambel 

Die Missio canonica als kirchlicher Auftrag 
und Bestärkung für Religionslehrkräfte 

 
Die Missio canonica (kirchliche Bevollmächtigung) und die vorläufige kirchliche Bevoll-
mächtigung für die Zeit des Vorbereitungsdienstes sind kirchliche Sendung, Auftrag und 
Rückhalt für die Religionslehrkräfte zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts im 
Rahmen des schulischen Erziehungs- und Bildungsauftrags. In dieser Sendung der Religions-
lehrkräfte wird die grundgesetzliche Konstruktion gemäß Artikel 7 Absatz 3 GG des katholi-
schen Religionsunterrichts als sogenannte „res mixta“ konkret und sie ist Teil der gemeinsam 
wahrgenommenen Verantwortung von Staat und katholischer Kirche für das Fach. Im Rah-

men dieser gemeinsamen Verantwortung setzen die Bundesländer nur solche Lehrkräfte im 
katholischen Religionsunterricht ein, die – wie die Lehrkräfte aller Fächer – für die freiheitli-
che demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintreten und vom Ortsordi-
narius zur Erteilung des Religionsunterrichts im Namen der Kirche bevollmächtigt werden. 
Die Bevollmächtigung ist auch kirchenrechtlich geregelt.1 
 
Der katholische Religionsunterricht hat aus kirchlicher Perspektive drei wesentliche Aufga-
ben: 

1. „Vermittlung von strukturiertem und lebensbedeutsamem Grundwissen über den 
Glauben der Kirche“2 – die Wissensvermittlung setzt dieses im Studium der Theo-
logie vermittelte Grundwissen bei den Religionslehrkräften voraus sowie die Kom-
petenz, dieses Wissen mit Bezug zur Lebensrealität der Menschen heute zu reflek-
tieren; 

2. „Reflexive Erschließung von Formen gelebten Glaubens“3 – die reflexive Erschlie-
ßung erfordert persönliches Vertrautsein mit Formen gelebten Glaubens bei den Re-
ligionslehrkräften; 

3. „Förderung religiöser Dialog- und Urteilsfähigkeit“4 – Voraussetzung ist eine religi-
ös verortete und dialogfähige Persönlichkeit, die als Religionslehrkraft das Wech-
selspiel von Fragen, Zweifeln und Vertrauen als Lernweg des Glaubens wahrnimmt 
und auch vermittelt. 

 
Daher setzt die Berufstätigkeit als Religionslehrkraft neben der theologischen und pädagogi-
schen Befähigung, die durch das Theologie- und Pädagogikstudium sowie durch den an-
schließenden Vorbereitungsdienst erworben werden, die volle Eingliederung in die katholi-
sche Kirche durch die Initiationssakramente Taufe, Firmung und Eucharistie5 und die Bereit-
schaft voraus, „in der Kirche die Kommunikationsbasis für [ihr bzw.] sein Glaubensleben [zu 
suchen]“6. Im Sinne der Zielsetzung des katholischen Religionsunterrichts, Schülerinnen und 
Schüler zu verantwortlichem Denken und Handeln im Hinblick auf Glauben und Religion zu 

                                                 
1  Vgl. can. 804 § 2: „Der Ortsordinarius hat darum bemüht zu sein, dass sich diejenigen, die zu Religionslehrern 

in den Schulen, auch den nichtkatholischen, bestellt werden sollen, durch Rechtgläubigkeit, durch das Zeugnis 
christlichen Lebens und durch pädagogisches Geschick auszeichnen.“ Can. 805: „Der Ortsordinarius hat für 
seine Diözese das Recht, die Religionslehrer zu ernennen bzw. zu approbieren und sie, wenn es aus religiösen 
oder sittlichen Gründen erforderlich ist, abzuberufen bzw. ihre Abberufung zu fordern.“ 

2  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen. Die 
deutschen Bischöfe Nr. 80 (Bonn 62017), S. 19. 

3  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts. 
Empfehlungen für die Kooperation des katholischen mit dem evangelischen Religionsunterricht. Die deutschen 
Bischöfe Nr. 103 (Bonn 2016), S. 13. 

4  Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 19. 
5  Vgl. can. 842 § 2. 
6  Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.4, in: Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepub-

lik Deutschland – Offizielle Gesamtausgabe (Freiburg i. Br. 2012), S. 147. 
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befähigen, gehört zur Profession von Religionslehrkräften auch die Bereitschaft, den Religi-
onsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche zu erteilen. Grund-
lagen dazu sind das Glaubensbekenntnis der katholischen Kirche, die apostolische Überliefe-
rung7 und das Prinzip der „Hierarchie der Wahrheiten“8. Damit besteht eine hohe Bindung an 
die Gemeinschaft der katholischen Kirche.  
 
Doch „die Bindung an die Kirche kann […] nicht die Verpflichtung auf ein verklärtes, theo-
logisch überhöhtes Idealbild der Kirche beinhalten. Die Spannung zwischen Anspruch und 
Realität, zwischen der Botschaft Jesu Christi und der tatsächlichen Erscheinungsweise seiner 
Kirche, zwischen Ursprung und Gegenwart, darf nicht verharmlost und schon gar nicht aus-
geklammert werden. Liebe zur Kirche und kritische Distanz müssen einander nicht aus-
schließen“9. Aus diesem Grund sollen sich Religionslehrkräfte im Sinne einer kritischen 
Loyalität zu kontrovers diskutierten kirchlichen Themen auch im Unterricht theologisch 
begründet positionieren und so zu einer lebendigen Kirche beitragen, die um die Nachfolge 
Jesu Christi in der Welt von heute ringt und unter dem Beistand des Heiligen Geistes fort-
schreitet.10 Rechtgläubigkeit im Sinne von can. 804 § 2 CIC schließt theologisch begründete 
Kritik und Zweifel nicht aus. Gleichzeitig bedarf es innerhalb der weltanschaulich pluralen 
Gesellschaft einer glaubwürdigen Positionierung der eigenen Religiosität in dem Bewusst-
sein, dass es sich hierbei immer um eine lebenslange Aufgabe handelt. Katholische Religi-
onslehrkräfte sind als katholische Lehrkräfte gerade auch dann erkennbar, wenn sie konfessi-
onsbewusst und differenzsensibel katholischen Religionsunterricht kooperativ in ökumeni-
schem Geist erteilen.11  
 
Da der Religionsunterricht ein ordentliches Unterrichtsfach ist, gelten für ihn wie für jedes 
andere Fach die Grundregeln schulischen Lernens: 
 

1. Ziel des Unterrichts ist die Ermöglichung eines selbstständigen Urteils der Schüle-
rinnen und Schüler, weshalb jede Form der Indoktrinierung zu vermeiden ist. Dieses 
Ziel verfolgt auch der katholische Religionsunterricht, denn er soll Schülerinnen 

                                                 
7  Vgl. Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche Offenbarung 

(1965), 8. 
8  Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 29 (mit Bezug zum Dekret über den 

Ökumenismus Unitatis redintegratio: Zweites Vatikanisches Konzil, Dekret Unitatis redintegratio über den 
Ökumenismus (1964), 11). 

9   Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.5, a. a. O., S. 148. 
10  Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche Offenbarung (1965), 8. 
11  Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 33. – „Übereinstimmung besteht darin, 

dass konfessioneller Religionsunterricht immer auch in ökumenischem Geist erteilt wird.“ Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz und Kirchenamt der EKD (Hg.): Deutsche Bischofskonferenz und Evangelische Kirche 
in Deutschland (EKD): Zur Kooperation von Evangelischem und Katholischem Religionsunterricht (Bonn – 
Hannover 1998). 

und Schüler „zu verantwortlichem Denken und Verhalten im Hinblick auf Religion 
und Glaube befähigen“12. 
 

2. Diesem Ziel dient das Kontroversitätsgebot für den schulischen Unterricht; nach 
diesem Prinzip muss das, was in Wissenschaft und Gesellschaft kontrovers ist, auch 
im Unterricht kontrovers behandelt werden. In der Theologie und im Leben der Kir-
che gibt es eine legitime Pluralität von Überzeugungen, die im Religionsunterricht 
zur Sprache kommen sollen. Denn wenn unterschiedliche Standpunkte und deren 
theologische Begründungen unerörtert blieben, widerspräche dies seiner oben ge-
nannten Zielsetzung und der intendierten Förderung der Urteilsfähigkeit der Schüle-
rinnen und Schüler. 

 

3. Mit dieser Zielsetzung entspricht der Religionsunterricht zugleich der dritten Grund-
regel, dem schulischen Gebot der Subjekt- bzw. Schülerorientierung, die auch theo-
logisch begründet ist; denn es ist Aufgabe der katholischen Kirche, „in einer jeweils 
einer Generation angemessenen Weise auf die bleibenden Fragen der Menschen 
nach dem Sinn des gegenwärtigen und zukünftigen Lebens und nach dem Verhältnis 
beider zueinander Antwort [zu] geben“13. 
 

Die Beachtung dieser Grundsätze schulischer Bildung und der Bekenntnischarakter des Reli-
gionsunterrichts widersprechen sich nicht; denn der Bekenntnischarakter des Faches nach 
Artikel 7 Absatz 3 GG setzt voraus, dass die Religionslehrkräfte das Fach „nicht nur in der 
Beobachterperspektive über den Glauben“ erteilen, sondern dies „auch in der Teilnehmerper-
spektive vom Glauben“ tun.14 Das schließt die Teilnahme am Leben der Kirche und ihrem 
Ringen um die Frage ein, was Nachfolge Christi heute bedeutet. 
 
Mit der kirchlichen Beauftragung ist die Erwartung verbunden, dass Religionslehrkräfte ein 
„Zeugnis christlichen Lebens“ (can. 804 § 2) in Schule und Unterricht geben. Wie wichtig 
diese Zeugenschaft ist, hat schon Papst Paul VI. festgestellt: „Der heutige Mensch hört lieber 
auf Zeugen als auf Gelehrte, und wenn er auf Gelehrte hört, dann deshalb, weil sie Zeugen 
sind.“15 Religionslehrkräfte sollen ihren persönlichen Glauben und ihre Glaubenserfahrungen 
didaktisch und methodisch reflektiert in das Unterrichtsgeschehen einbringen. Für Schülerin-
nen und Schüler, Eltern, Kolleginnen und Kollegen sind sie auch außerhalb des Unterrichts 

                                                 
12  Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.5.1., a. a. O., S 139 f. 
13  Zweites Vatikanisches Konzil, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute 

(1965), 4. 
14  Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 38. 
15  Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Texte zu Katechese und Religionsunterricht. Arbeitshilfen 

Nr. 66 (Bonn 1998), S. 29. 
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Ansprechpartnerinnen und -partner in oft sehr persönlichen Glaubens- und Lebensfragen. 
Nicht selten sehen sie sich auch durch Kritik an Glaube und Kirche zu einer persönlichen 
Stellungnahme herausgefordert. Ihr Zeugnis zeigt sich aber auch im täglichen Umgang mit 
den Schülerinnen und Schülern, den Kolleginnen und Kollegen, den Eltern, der Schulleitung 
und nicht zuletzt in der Mitverantwortung für die Gestaltung des Schullebens. Zu einem 
solchen Zeugnis christlichen Lebens sind alle Religionslehrkräfte aufgefordert, unabhängig 
von ihrer Herkunft, ihrem Alter, ihrer Behinderung, ihrer persönlichen Lebenssituation, ihrer 
sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Mit dem Zeugnis christlichen Lebens 
unvereinbar sind Handlungen, die öffentlich wahrnehmbar sind und sich gegen die Kirche 
oder deren Werteordnung richten.16 
 
Der Beruf der Religionslehrkraft ist anspruchsvoll und herausfordernd. Mit der Erteilung der 
Missio canonica wollen die Bischöfe die Religionslehrkräfte ermutigen, diese Herausforde-
rungen anzunehmen. Die Missio canonica ist vor allem eine Vertrauenserklärung, die mit der 
Zusage verbunden ist, dass die Kirche die Religionslehrkräfte begleitet und unterstützt. 
 
 
§ 1 Erfordernis der kirchlichen Bevollmächtigung  
 
(1) Zur Erteilung von katholischem Religionsunterricht bedarf die Religionslehrkraft 

einer dauerhaft erteilten kirchlichen Bevollmächtigung (Missio canonica). 
(2) Wer sich in einem staatlichen oder kirchlichen Ausbildungsverhältnis darauf vorbe-

reitet, selbstständig katholischen Religionsunterricht zu erteilen, benötigt für den im 
Rahmen dieses Ausbildungsverhältnisses erteilten katholischen Religionsunterricht 
eine vorläufige kirchliche Bevollmächtigung. 

(3) Die Regelungen des weltlichen Rechts über die fachliche und pädagogische Qualifi-
kation der Religionslehrkräfte bleiben unberührt. 

 
 
§ 2 Zuständigkeiten: Reichweite der Missio canonica  
 
(1) Zuständig für die Erteilung der Missio canonica ist der Ortsordinarius der (Erz-

)Diözese, in der die Lehrkraft Religionsunterricht erteilt (can. 805 CIC). Die Missio 
canonica gilt zeitlich unbefristet. 

                                                 
16 Hierzu zählen insbesondere: 

- das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen Kirche (z. B. die Propagierung von 
Abtreibung oder von Fremdenhass), 

- die Herabwürdigung von katholischen Glaubensinhalten, Riten oder Gebräuchen, 
- die Propagierung von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, die im Widerspruch zu katholi-

schen Glaubensinhalten stehen, insbesondere die Werbung für andere Religions- oder Weltanschauungs-
gemeinschaften. 

(2) Zuständig für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist der 
Ortsordinarius der (Erz-)Diözese, in der der für die Erteilung von katholischem Re-
ligionsunterricht qualifizierende Studienabschluss erworben wurde, oder der (Erz-)
Diözese, in der die für die Religionslehrkraft zuständige Lehrerausbildungsinstituti-
on liegt.  

(3) Abweichend von Abs. 2 ist für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen Bevoll-
mächtigung bei einer berufsbegleitenden Weiterbildung von Religionslehrkräften 
mit dem Ziel, das staatliche Lehramt für katholischen Religionsunterricht zu erwer-
ben, die (Erz-)Diözese zuständig, in der die Religionslehrkraft tätig ist.  

(4) Die in anderen (Erz-)Diözesen erteilte Missio canonica oder vorläufige kirchliche 
Bevollmächtigung wird auf Antrag anerkannt. Sofern eine Religionslehrkraft an ei-
ner Schule Religionsunterricht erteilt, die nicht auf dem Gebiet der (Erz-)Diözese 
liegt, die die Missio erteilt hat, ist sie verpflichtet, ihre Missio-Urkunde der zustän-
digen Stelle der (Erz-)Diözese vorzulegen. 

 
 
§ 3 Voraussetzungen für die Verleihung der Missio canonica  
 
(1) Die Missio canonica wird auf Antrag bei Vorliegen folgender Voraussetzungen 

erteilt:  

1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffentlichen Schulen 

qualifizierenden Studien der katholischen Theologie, 

2. ein erfolgreicher Abschluss des Vorbereitungsdienstes, 

3. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die Initiationssakramen-

te Taufe, Firmung und Eucharistie, 

4. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags den Religionsun-

terricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche glaubwür-

dig zu erteilen, 

5. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und Unterricht zu 

geben. 
Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vor, wird die Missio canonica ver-
sagt. 
 
 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen Behörde 
gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der Voraussetzun-

gen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ersichtlich ist, 
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2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung des Religionsun-

terrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5, 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis der Teilnahme an 

den verpflichtenden Modulen des Mentorats am Studienort, 

4. ein Referenzschreiben, erstellt von einer Person, die im kirchlichen Verkündi-

gungsdienst tätig ist und nicht beruflich an der Ausbildung von Religionslehr-

kräften mitwirkt. 
  
(3) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Ortsordinarius die Er-

teilung oder Versagung der Missio canonica. Bevor die kirchliche Behörde emp-
fiehlt, die Missio canonica zu versagen, gibt sie der Religionslehrkraft unter Setzung 
einer angemessenen Frist Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme; diese Frist 
kann auf Antrag der Religionslehrkraft verlängert werden. Soll die Missio canonica 
nach Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder 5 versagt werden, lei-
tet die Behörde den Vorgang an die Missio-Kommission weiter. Die Religionslehr-
kraft kann den Antrag jederzeit zurücknehmen. 

 
(4)  Sind die Voraussetzungen nach Abs. 1 vollständig erfüllt, entsendet der Ortsordina-

rius die Religionslehrkraft mit der Missio canonica im Rahmen der erworbenen 
Lehrbefähigung. Hierüber erhält die Religionslehrkraft eine Urkunde. Diese wird in 
der Regel durch den Ortsordinarius oder eine von diesem beauftragte Person im 
Rahmen eines Gottesdienstes überreicht. 

 
 
§ 4 Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung  
 
(1) Die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung wird zeitlich befristet – in der Regel für 

die Dauer des Vorbereitungsdienstes – auf Antrag verliehen. Sie wird bei Vorliegen 
folgender Voraussetzungen erteilt: 

1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffentlichen Schulen 

qualifizierenden Studien der katholischen Theologie, 

2. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die Initiationssakramen-

te Taufe, Firmung und Eucharistie, 

3. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags den Religionsun-

terricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche glaubwür-

dig zu erteilen, 

4. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und Unterricht zu 

geben. 
Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vor, wird die vorläufige kirchliche 
Bevollmächtigung versagt. 
 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen Behörde 
gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der Voraussetzun-

gen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ersichtlich ist, 

2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung des Religionsun-

terrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 4, 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis der Teilnahme an 

den verpflichtenden Modulen des Mentorats am Studienort. 

 
(3) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Ortsordinarius die Er-

teilung oder Versagung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung. Vor einer 
Versagung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist die Religionslehrkraft 
zu den maßgeblichen Gründen anzuhören. § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(4) Über die Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung im Rahmen der 

erworbenen Lehrbefähigung erhält die Religionslehrkraft eine Urkunde. Diese kann 
durch den Ortsordinarius oder eine von diesem beauftragte Person überreicht oder 
auf dem Postweg übersandt werden. 

 
 
§ 5 Erlöschen der Missio canonica und der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung 
 

(1) Die Missio canonica erlischt durch Entzug oder Verzicht. 
 

(2) Die Missio canonica und die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung können nach 

§ 8 entzogen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr 

vollständig erfüllt sind. Zuständig für den Entzug ist der Ortsordinarius der Di-

özese, in der die Lehrkraft aktuell tätig ist. Der Entzug der Missio canonica er-

folgt auf Empfehlung der Missio-Kommission. 

 
(3) Bevor die Missio-Kommission einbezogen wird, ist die kirchliche Behörde ver-

pflichtet, der Religionslehrkraft den für den beabsichtigten Entzug maßgebli-
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chen Sachverhalt schriftlich mitzuteilen, diesen in einem Gespräch mit der Re-
ligionslehrkraft zu erörtern und ihr ein Angebot seelsorglicher oder supervisori-
scher Unterstützung zu machen. Außerdem ist der Religionslehrkraft unter Set-
zung einer angemessenen Frist Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme zu 
geben. Vor einem Entzug der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist die 
Religionslehrkraft anzuhören. 

 
(4) Die Religionslehrkraft kann gegenüber dem nach Abs. 2 Satz 2 zuständigen 

Ortsodinarius den Verzicht auf die Missio canonica oder die vorläufige kirchli-
che Bevollmächtigung erklären. Der Verzicht bedarf der Schriftform; einer An-
nahme durch den Ortsordinarius bedarf er nicht. 

 
(5) Ist die Missio canonica oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung erloschen, 

darf die Religionslehrkraft keinen katholischen Religionsunterricht erteilen. Ist 
die Religionslehrkraft an einer öffentlichen Schule tätig, informiert die kirchli-
che Behörde die staatliche Schulaufsichtsbehörde. 

 
 
§ 6 Aufgaben und Zusammensetzung der Missio-Kommission  
 
(1) Die durch den Ortsordinarius eingerichtete Missio-Kommission wird tätig, wenn 

beabsichtigt ist, einen Antrag auf Verleihung der Missio canonica nach § 3 Abs. 1 
Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder 5 abzulehnen oder die Missio 
canonica oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung zu entziehen. 

(2)  Der Missio-Kommission gehören an: 

1. ein/e Vertreter/in der bischöflichen Behörde, 

2. drei Religionslehrkräfte aus unterschiedlichen Schulstufen, 

3. ein/e theologische/r Hochschullehrer/in, 

4. ein/e Jurist/in mit der Befähigung zum deutschen Richteramt, der/die nicht im 

kirchlichen Dienst angestellt ist. 

 
(3) Die Mitglieder mit Ausnahme des Vertreters/der Vertreterin der bischöflichen Be-

hörde übernehmen diese Tätigkeit ehrenamtlich. 
 
(4) Der Ortsordinarius ernennt die Mitglieder der Missio-Kommission für fünf Jahre. 

Weitere Amtszeiten sind möglich. Für jedes Mitglied ernennt der Ortsordinarius ei-
ne/n Stellvertreter/in. 

 
(5) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n. 
 
 
 

§ 7 Arbeitsweise der Missio-Kommission  
 
(1) Die Missio-Kommission tritt schulstufenbezogen zusammen. Im konkreten Einzel-

fall gehören ihr an: 

1. der/die Vertreter/in der bischöflichen Behörde,  

2. die Religionslehrkraft der Schulstufe, für welche im konkreten Einzelfall die 

Missio canonica beantragt oder für welche die Missio canonica, deren Entzug 

beabsichtigt ist, erteilt wurde, 

3. der/die theologische Hochschullehrer/in,  

4. der/die Jurist/in. 

 
(2) Die Missio-Kommission ist nur bei Anwesenheit aller vier Mitglieder beschlussfä-

hig. Sie tagt, auch soweit eine Anhörung der betroffenen Lehrkraft stattfindet, nicht 
öffentlich. 

 
(3) Wird ein Mitglied der Missio-Kommission wegen Besorgnis der Befangenheit abge-

lehnt, so entscheidet die Missio-Kommission unter Ausschluss des abgelehnten Mit-
glieds; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Er-
satzmitglieder werden für die Entscheidung nach Satz 1 nicht hinzugezogen; Abs. 2 
Satz 1 findet keine Anwendung. Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen. Das 
abgelehnte Mitglied hat sich dazu zu äußern. Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht 
anfechtbar. 

 
(4)  Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst für befangen, gilt Abs. 3 

entsprechend. 
 
 
§ 8 Verfahren bei Einbeziehung der Missio-Kommission  
 
(1) Die kirchliche Behörde leitet den Vorgang unter Beifügung der schriftlichen Stel-

lungnahme der Religionslehrkraft an die Missio-Kommission weiter. Hält diese 
nach einer vorläufigen Prüfung die Versagung oder den Entzug der Missio canonica 
für angezeigt, gibt sie der Religionslehrkraft erneut Gelegenheit, binnen einer ange-
messenen Frist eine schriftliche Stellungnahme abzugeben; diese Frist kann auf An-
trag der Religionslehrkraft durch den Vorsitzenden der Missio-Kommission verlän-
gert werden. Auf Antrag eines ihrer Mitglieder oder der Religionslehrkraft führt die 
Missio-Kommission eine mündliche Anhörung durch.  

(2)  Unbeschadet des Abs. 1 Satz 3 bedient sich die Missio-Kommission der Beweismit-
tel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für er-
forderlich hält. Sie kann insbesondere Auskünfte jeder Art einholen, Zeugen und 
Sachverständige vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äußerung von 
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Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen einholen sowie Urkunden und Akten bei-
ziehen. 

 
(3)  Die Missio-Kommission übersendet dem Ortsordinarius ein schriftliches Votum mit 

einer Empfehlung für dessen Entscheidung. Die Beschlussfassung über das Votum 
nach Satz 1 erfolgt durch Mehrheitsentscheidung; bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der/des Vorsitzenden. Überstimmte Kommissionsmitglieder können 
dem Votum ein Minderheitsvotum beifügen. 

 
(4) Die Entscheidung des Ortsordinarius wird der Religionslehrkraft schriftlich mit 

Begründung zugestellt. Innerhalb von zehn Tagen kann die Religionslehrkraft 
schriftlich die Abänderung oder Aufhebung der Entscheidung in schriftlicher Form 
beantragen (vgl. can. 1734 § 2 CIC). Hat der Antrag nach Satz 2 keinen Erfolg, kann 
die Religionslehrkraft innerhalb von fünfzehn Tagen über den Ortsordinarius 
Beschwerde beim zuständigen römischen Dikasterium einlegen (vgl. cann. 1732–
1739 CIC). 

 
(5)       Der Ortsordinarius kann aus schwerwiegenden und dringenden Gründen die Missio 

canonica während des Verfahrens nach Abs. 1 bis 4 bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufig entziehen. Zuvor ist der Religionslehrkraft Gelegenheit zu 
geben, unverzüglich eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. Die Entscheidung 
nach Satz 1 ist nicht anfechtbar. § 5 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 
(6) Die Lehrkraft kann zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens einen rechtlichen Beistand 

hinzuziehen. 
 
 
§ 9 Schlussbestimmungen 
 

Die Bestimmungen dieser Ordnung treten zum 1. Juli 2023 in Kraft. Gleichzeitig 
treten die „Rahmenrichtlinien für die Erteilung der kirchlichen Unterrichtserlaubnis 
und der Missio canonica für Lehrkräfte mit der Fakultas ‚Katholische Religionsleh-
re‘“ (Kirchliches Amtsblatt Mainz 116 Jg. Nr. 1, 10. Januar 1974, S. 2) sowie die 
„Rahmengeschäftsordnung zu den Rahmenrichtlinien für die Erteilung der kirchli-
chen Unterrichtserlaubnis und der Missio canonica für Lehrkräfte mit der Fakultas 
‚Katholische Religionslehre‘“ (Kirchliches Amtsblatt Mainz 116 Jg. Nr.1, 10 Januar 
1974, S. 2-3) und die „Beauftragung zur Erteilung von katholischem Religionsunter-
richt in der Diözese Mainz“ (Kirchliches Amtsblatt Mainz 149 Jg. Nr. 10, 12. Juli 
2007, S. 138-139) außer Kraft. 

 
Mainz, den 11. Mai 2023 
Peter Kohlgraf 
Bischof von Mainz         

 

3. Ordnung für die Kirchliche Studienbegleitung 
für Studierende der Katholischen Religionslehre/Theologie/Religionspädagogik 

mit dem Berufsziel Religionslehrer/-in im Bistum Mainz 
vom 20. Juni 2007  

(KABl Mainz 149 [2007] S. 139) 
 
Diese Ordnung gilt in Ergänzung der Rahmenrichtlinien der Deutschen Bischofskonferenz 
zur Erteilung der Kirchlichen Unterrichtserlaubnis und der Missio canonica für Lehrkräfte 
mit der Fakultas „Katholische Religionslehre“ sowie der entsprechenden Rahmengeschäfts-
ordnung (Kirchliches Amtsblatt Bistum Mainz 116. Jg. Nr. 1, 10.Januar 1974, S. 2ff). 
 
Aufgrund veränderter religiöser Situation von Kindern und Jugendlichen sind Religionslehre-
rinnen und –lehrer17 für viele Schülerinnen und Schüler heute wichtige Ansprechpartner in 
Glaubens- und Lebensfragen. Sie sind mehr denn je gefordert, persönlich für den Glauben 
der Kirche einzustehen. „Sie sind gesandt, Zeugen des Glaubens in der Schule zu sein... Re-
ligionslehrerinnen und Religionslehrer werden so zu Brückenbauern zwischen Kirche und 
Schule, zu Mittlern zwischen zwei Institutionen, die unterschiedliche Kommunikations- und 
Organisationsformen ausgebildet und sich an manchen Orten entfremdet haben. Deshalb ist 
es für sie wichtig zu wissen, dass die Kirche ihre Arbeit schätzt. Sie können zu Recht die 
Beauftragung durch den Bischof (Missio canonica) als Vertrauenserklärung der Kirche und 
als Ermutigung verstehen, den Brückenbau zwischen Schule und Kirche immer wieder neu 
zu wagen.“18 
 
Der Beruf des Religionslehrers hat sein eigenes, ihn von der Lehrtätigkeit in anderen Fächern 
unterscheidendes Profil und fordert die Persönlichkeit des künftigen Lehrers in besonderer 
Weise heraus. Zur Erlangung der dazu notwendigen Kompetenzen, die Voraussetzung für die 
Missio canonica sind, ist deshalb neben dem erfolgreichen Studium auch eine spezielle kirch-
lich verantwortete Studienbegleitung notwendig im Sinn der im Bistum Mainz geltenden 
Missio-Ordnung. („Beauftragung zur Erteilung von Katholischem Religionsunterricht in der 
Diözese Mainz“ vom 1. Juli 2007, siehe diese Ausgabe des Kirchlichen Amtsblatts.). Zum 
Auftrag der Kirchlichen Studienbegleitung Die Studienbegleitung richtet sich an Studierende 
der Katholischen Religionslehre/Theologie/Religionspädagogik, für die Religionsunterricht 
ein mögliches zukünftiges Tätigkeitsfeld darstellt. Sie ist eine studien- und berufsorientieren-
de Einrichtung der für den Religionsunterricht zuständigen (Erz-)Bistümer. Sie will die Per-
sönlichkeitsentwicklung fördern, die berufliche, pädagogische, seelsorgliche und gestalteri-
sche Kompetenz stärken sowie eine Begleitung im spirituellen und seelsorglichen Bereich 
sicherstellen. 
 

                                                 
17 Im Folgenden ist der leichteren Lesbarkeit des Textes wegen auf die Nennung sowohl der weiblichen als auch der 
männlichen Form von Berufsbezeichnungen verzichtet worden. Die im Text genannten Berufsbezeichnungen mei-
nen – außer bei Geistlichen – immer Frauen und Männer. 
18 Vgl. „Ordnung für die Kirchliche Studienbegleitung für Studierende der Katholischen Religionslehre/Theologie/ 
Religionspädagogik mit dem Berufsziel Religionslehrer/-in im Bistum Mainz“ vom 01. Juli 2007 (s. diese Ausgabe 
des Kirchlichen Amtsblatts). 
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In ihrer Schrift zum Religionsunterricht thematisieren die deutschen Bischöfe drei vorrangige 
Aufgaben für den Religionsunterricht:19 
 

1. „Vermittlung von strukturiertem und lebensbedeutsamem Grundwissen über 
den Glauben der Kirche“ – Die Wissensvermittlung setzt dieses Grundwissen 
bei der Religionslehrkraft voraus; 
 

2. „Vertrautmachen mit Formen gelebten Glaubens“ – Das Vertrautmachen setzt 
eine Vertrautheit bei der Religionslehrkraft voraus; 

 
3. „Förderung religiöser Dialog- und Urteilsfähigkeit“ – Diese Förderung setzt ei-

ne dialogfähige und religiös verortete Persönlichkeit voraus. 
 
Die Kirchliche Studienbegleitung unterstützt Studierende dabei, sich die Voraussetzungen für 
die Erfüllung dieser Aufgaben anzueignen. Während Fachwissen, Fachdidaktik und -
methodik vor allem durch das Studium an der Hochschule und in der berufspraktischen Aus-
bildung erworben werden, will die Studienbegleitung vorrangig einen Beitrag zur Befähi-
gung für die beiden letztgenannten Aufgaben leisten. 
 
Die von der Deutschen Bischofskonferenz am 1. Mai 2005 in Kraft gesetzten Kirchlichen 
Anforderungen für das Lehramt in Katholischer Religion unterstreichen: „Religionslehrerin-
nen und Religionslehrer sollen nicht nur theologische Fachleute, sondern auch Zeugen des 
Glaubens in der Schule sein. Darum ist die Entwicklung einer tragfähigen und überzeugen-
den Spiritualität in allen Phasen der Aus- und Weiterbildung unverzichtbar. ... Neben einer 
entsprechenden Prägung der wissenschaftlichen Ausbildung kommt der spirituellen Beglei-
tung insbesondere der künftigen Religionslehrer eine hohe Bedeutung zu. Die Bischöfe sind 
sich bewusst, dass hier gerade auch für Diözesen eine Aufgabe liegt, die Persönlichkeit der 
angehenden Lehrerinnen und Lehrer in der Ausbildungszeit bewusster zu fördern und sie 
geistlich zu begleiten.“20 
 
Wer Religion unterrichtet, kann dies „nicht nur in der Beobachterperspektive über den Glau-
ben“, sondern muss dies immer „auch in der Teilnehmerperspektive vom Glauben“ tun.21 
Dies bedeutet, einen persönlichen Bezug zum Evangelium, zu Jesus Christus und zum Glau-
bensbekenntnis der Kirche erkennen zu lassen: 
 
Sowohl Schülerinnen und Schüler, deren Eltern wie auch die Kolleginnen und Kollegen 
nehmen die Religionslehrer als eine vom Bischof mit der Erteilung des Faches Katholische 
Religion beauftragte Person (Missio canonica) wahr und erwarten von ihr eine Verortung im 
Glauben und im kirchlichen Leben sowie die Kompetenz, diesen Glauben im persönlichen 

                                                 
19 Die deutschen Bischöfe, Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, Bonn 2005, S. 13. 
20 Karl Kardinal Lehmann in seiner Hinführung zu „Kirchliche Anforderungen an die Studiengänge für das Lehramt 
in Katholischer Religion sowie an die Magister- und BA-/MA-Studiengänge mit Katholischer Religion als Haupt- 
oder Nebenfach“, Bonn 2003, S.7 
21 Die deutschen Bischöfe, Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, Bonn 2005, S. 34. 

Zeugnis zu verantworten und über ihn eine fachlich fundierte Auskunft zu geben. Die Stu-
dienbegleitung fördert einen dazu befähigenden Entwicklungsprozess bei den Studierenden. 
 
Die Studienbegleitung steht in kirchlicher Trägerschaft und wird in der Regel von zwei ver-
antwortlichen Personen wahrgenommen: 

- einem Mentor vor Ort und 
- einem Vertreter des Dezernates Schulen und Hochschulen im Bistum. 

 
Die Studienbegleitung ist für alle Studierenden mit der Berufsperspektive Religionslehrer ein 
Forum zur Auseinandersetzung mit beruflichen, kirchlichen und persönlichen Anforderungen 
in Form von offenen Angeboten und verbindlichen Elementen. Wichtige Bestandteile der 
Studienbegleitung sind das persönliche Gespräch und die menschliche Begegnung mit den 
Verantwortlichen und anderen Studierenden. 
 
Der Vertreter des Dezernates Schulen und Hochschulen informiert über das spezifische Be-
rufsprofil des Religionslehrers und die kirchlichen Anforderungen und Voraussetzungen für 
die Beauftragung und Bevollmächtigung zur Erteilung des Faches Katholische Religion 
durch den Bischof (Missio canonica). 
 
Der Mentor vor Ort steht für die persönliche Begleitung zur Verfügung und vermittelt ent-
sprechende Angebote bzw. führt entsprechende Veranstaltungen selbst durch. 
 
Verbindliche Anforderungen der Kirchlichen Studienbegleitung 
 
Die Teilnahme an den verbindlichen Elementen der Studienbegleitung wird gegenüber dem 
für den Religionsunterricht zuständigen Dezernat „Schulen und Hochschulen“ im Bischöfli-
chen Ordinariat Mainz durch den Studienbegleitbrief dokumentiert und – wie dort vorgese-
hen – bestätigt. 
 
 
1. Einführungsveranstaltung 
 
Teilnahme an einer Einführungsveranstaltung – möglichst im ersten Studienjahr – zum Ken-
nenlernen und zur Information über die Angebote und Anforderungen der Studienbegleitung 
und das kirchliche Profil eines Religionslehrers (Missio Canonica). 
 
 
2. Orientierungsgespräch mit dem Mentor 
 
Möglichst im ersten Studienjahr vor allem zur 

- Reflexion der persönlichen Berufsmotivation, Katholischen Religionsunterricht zu 
erteilen, 
- Hilfe bei fachlichen und berufsbezogenen Klärungs und Entscheidungsprozessen, 
- Entwicklung der persönlichen religiösen Kompetenz und gelebten Spiritualität im 
Studium und im künftigen Berufsleben, 
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- Beratung im Blick auf die Beantragung der Vorläufigen Kirchlichen Unterrichtser-
laubnis und der Missio canonica. 

 
Weitere Gespräche ohne Verpflichtungscharakter werden empfohlen. 
 
 
3. Spirituelle Hilfen 
 
Stärkung der eigenen religiösen Kompetenz durch Teilnahme an spirituellen Angeboten 
(Geistliche Begleitung/Exerzitien) in der Studienbegleitung, der Hochschulgemeinde oder 
von Ordens- und geistlichen Gemeinschaften und anderen kirchlichen Einrichtungen nach 
Vereinbarung mit dem Mentor. 
 
 
4. Kirchenpraktisches Engagement 
 
Das kirchenpraktische Engagement will die Verbundenheit des Religionslehrers mit ver-
schiedenen Feldern kirchlichen Lebens und Handelns fördern. Art und Umfang berücksichti-
gen die jeweiligen Vorgaben des Studiengangs. Liturgische Grundlagen sind nachzuweisen. 
Praxisfelder können z. B. sein: Pfarrgemeinde/Hochschulgemeinde/Seelsorgeeinheit/Kirch-
liche Verbands- und Jugendarbeit/Einrichtungen der Caritas/kirchliche Behinderten- oder 
Senioreneinrichtungen/ Hospizarbeit. 
 
Alternative Formen können sein: 

- Anerkennung von bereits erbrachtem ehrenamtlichem Engagement 
- Aktuelles studienbegleitendes kirchliches Projekt 
- Kirchenpraktikum im Rahmen der für das Studium zu leistenden Praktika. 

 
Ein vom Praktikanten anzufertigender Kurzbericht und der Nachweis der jeweiligen Einrich-
tung dienen als Grundlage für ein Reflexionsgespräch mit dem Mentor. 
 
 
5. Abschlussgespräch mit dem Mentor 
 
Das Abschlussgespräch mit dem Mentor wird am Ende des Studiums (z. B. zwischen Exa-
mensarbeit und schriftlichen/mündlichen Prüfungen) geführt. Es dient dem Rückblick auf das 
Studium und die kirchliche Studienbegleitung sowie dem Ausblick auf die Tätigkeit als Reli-
gionslehrer/in. 
 
Nach Abschluss des Gesprächs wird der Antrag auf Erteilung der Kirchlichen Unterrichtser-
laubnis gestellt. Der Antrag ist im Dezernat Schulen und Hochschulen des Bistums Mainz 
einzureichen.  
 
 
 

6. Fakultative Angebote der Kirchlichen Studienbegleitung 
 
Ergänzend zum verbindlichen Teil bietet der Mentor weitere Veranstaltungen an oder weist 
auf weitere Möglichkeiten vor Ort hin, die geeignet sind, die persönliche und religiöse Kom-
petenz der angehenden Religionslehrer zu stärken. 
Mögliche Bereiche: Grundfragen des Glaubens bzw. der Glaubensverantwortung; Gottes-
dienste und Kirchenjahr; Persönlichkeitsentwicklung. Kontakte zu Personen mit besonderer 
Verantwortung im Bistum und anderes mehr. 
 
Mainz, 20. Juni 2007 
 
Karl Kardinal Lehmann 
Bischof von Mainz 
 
Die in dieser jetzt gültigen Ordnung geregelten Voraussetzungen zur Verleihung der Missio 
canonica werden zeitgleich mit der vorgesehenen Umsetzung der neuen Lehrerausbildung in 
Rheinland/Pfalz (für die 1. Studiensemester WS 2008/2009) verbindlich. Elemente dazu 
werden an den Standorten Gießen und Mainz bereits jetzt angeboten. 
 
 
 
 
 
III. Staatskirchenvertragliche Regelungen 
 
 

1. Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Deutschen Reich (Reichskonkordat) 

vom 20. Juli 1933 

 
Artikel 22: 
 
Bei der Anstellung von katholischen Religionslehrern findet Verständigung zwischen dem 
Bischof und der Landesregierung statt. Lehrer, die wegen ihrer Lehre oder sittlichen Führung 
vom Bischof zur weiteren Erteilung des Religionsunterrichts für ungeeignet erklärt worden 
sind, dürfen, solange dies Hindernis besteht, nicht als Religionslehrer verwendet werden. 
 

(Quelle: Joseph Listl [Hg.], Die Konkordate und Kirchenverträge in der Bundesrepublik Deutschland. 
Textausgabe für Wissenschaft und Praxis, Berlin 1987, Bd. 1, S. 47) 
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2. Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Land Rheinland-Pfalz 

zur Ergänzung und Änderung der konkordatären Bestimmungen 
im Land Rheinland- Pfalz 

vom 29. April 1969 
 
 
Art. 1 Abs. 2 Satz 3: 
 
Die Erteilung des katholischen Religionsunterrichts setzt die Missio Canonica durch den 
Diözesanbischof voraus. 
 

(Quelle: Joseph Listl [Hg.], Die Konkordate und Kirchenverträge in der Bundesrepublik Deutschland. 
Textausgabe für Wissenschaft und Praxis, Berlin 1987, Bd. 2, S. 425) 

 
 
 
 

3. Ergänzungsvertrag des Landes Hessen mit den Katholischen Bistümern 
vom 29. März 1974 

 
Art. 10 Abs. 2 Sätze 2 und 3: 
 
Die Lehrbefähigung für den Religionsunterricht wird vom Staat erteilt. Zur Erteilung des 
Religionsunterrichts sind die Lehrer jedoch erst berechtigt, wenn sie die Bevollmächtigung 
des Bischofs erhalten haben. Widerruft der Bischof die Bevollmächtigung, so endet die Be-
rechtigung, Religionsunterricht zu erteilen. 
 

(Quelle: Joseph Listl [Hg.], Die Konkordate und Kirchenverträge in der Bundesrepublik Deutschland. 
Textausgabe für Wissenschaft und Praxis, Berlin 1987, Bd. 2, S. 770) 

 


